
Rechtssache 360/85 R 

Diliinger Hüttenwerke AG 
gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

„Stahl — Erhöhung der Erzeugungs­
und Lieferquoten — Besondere Verhältnisse" 

Leitsätze 

1. Vorläufiger Rechtsschutz — Zulässigkeitsvoraussetzungen — Zulässigkeit der Klage — 
Unerheblichkeit 
(EGKS-Vertrag, Artikel 39; Verfahrensordnung, Artikel 83 § 1) 

2. Vorläufiger Rechtsschutz — Aussetzung des Vollzugs — Voraussetzungen — „Fumus boni 
iuris"— Schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden 
(EGKS-Vertrag, Artikel 39; Verfahrensordnung, Artikel 83 § 2) 

BESCHLUSS DES PRÄSIDENTEN DES GERICHTSHOFES 

22. April 1986 * 

In der Rechtssache 360/85 R, 

Dillinger Hüttenwerke AG, Dillingen/Saar, Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt 
J. Sedemund, Köln, Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsanwalt J. Loesch, 8, rue 
Zithe, Luxemburg, . 

Antragstellerin, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Bevollmäch­
tigten R. Wägenbaur, Rechtsberater der Kommission, Zustellungsbevollmächtig­
ter: G. Kremlis vom Juristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, 
Luxemburg-Kirchberg 

Antragsgegnerin, 

und 

Königreich Dänemark, vertreten durch seine Bevollmächtigten L. Mikaelsen, 
Rechtsberater im Außenministerium, und H. Meldahl, Fuldmaegtig in diesem 
Ministerium, Zustellungsanschrift: Botschaft des Königreichs Dänemark, 11 B, 
boulevard Joseph-II, Luxemburg, 

Streithelfer, 

wegen Erlasses einer einstweiligen Anordnung, durch die der Kommission aufge­
geben werden soll, für das zweite Quartal 1986 keine Zusatzquoten nach Artikel 
14 C der Entscheidung Nr. 3485/85/EGKS der Kommission vom 27. November 
1985 (ABl. L 340, S. 5) zu bewilligen, 

erläßt 

DER PRÄSIDENT DES GERICHTSHOFES 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

folgenden 

BESCHLUSS 

1 Mit Klageschrift, die am 22. November 1985 in das Register der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingetragen worden ist, hat die Antragstellerin gemäß Artikel 33 Ab­
satz 2 EGKS-Vertrag Klage auf Nichtigerklärung der Entscheidung Nr. 
2760/85/EGKS der Kommission vom 30. September 1985 (ABl. L 260, S. 7) zur 
Änderung der Entscheidung Nr. 234/84/EGKS der Kommission vom 31. Januar 
1984 zur Verlängerung des Systems der Überwachung und der Erzeugungsquoten 
für bestimmte Erzeugnisse der Unternehmen der Stahlindustrie (ABl. L 29, S. 1) 
erhoben. Durch Artikel 1 dieser Entscheidung, die am 1. Juli 1985 wirksam ge-
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worden ist, wurde in die Entscheidung Nr. 234/84 ein neuer Artikel 14 D einge­
fügt, der die Kommission ermächtigt, einem Unternehmen zusätzliche Quoten bis 
zu höchstens 25 000 Tonnen je Quartal zu bewilligen, sofern dieses drei Voraus­
setzungen erfüllt: 

— Es ist das einzige Unternehmen in dem Lande, in dem es seinen Sitz hat; 

— es steht vor außergewöhnlichen Schwierigkeiten, selbst nachdem ihm zusätzli­
che Quoten nach Artikel 14 eingeräumt worden sind; 

— es hat keine Beihilfen gemäß der Entscheidung Nr. 1018/85/EGKS der Kom­
mission (ABl. L 110, S. 5) erhalten. 

2 Am 27. November 1985 ersetzte die Kommission die Entscheidung Nr. 234/84 
und ihren neuen Artikel 14 D durch die allgemeine Entscheidung Nr. 
3485/85/EGKS, a. a. O., die seit dem 1. Januar 1986 für einen Zeitraum von 
zwei Jahren gilt. Artikel 14 C dieser neuen Entscheidung bestätigt die Befugnis 
der Kommission, einem Unternehmen zusätzliche Quoten bis zu höchstens 25 000 
Tonnen je Quartal zu bewilligen, stellt hierfür jedoch nur noch die beiden ersten 
vorstehend genannten Voraussetzungen auf. 

3 Mit Schriftsatz, der am 10. März 1986 in das Register der Kanzlei des Gerichtsho­
fes eingetragen worden ist, hat die Antragstellerin gemäß Artikel 39 Absatz 3 
EGKS-Vertrag in Verbindung mit Artikel 33 der Satzung des Gerichtshofes der 
EGKS einen Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung gestellt, durch die 
der Kommission aufgegeben werden soll, für das zweite Quartal 1986 keine Zu­
satzquoten nach Artikel 14 C der Entscheidung Nr. 3485/85/EGKS der Kommis­
sion vom 27. November 1985 zur Verlängerung des Systems der Überwachung 
und der Erzeugungsquoten für bestimmte Erzeugnisse der Unternehmen der Stahl­
industrie (ABl. L 340, S. 5) zu bewilligen. 

4 Mit Beschluß vom 1. April 1986 ist das Königreich Dänemark gemäß Artikel 34 
der Satzung des Gerichtshofes der EGKS zur Unterstützung der Anträge der An­
tragsgegnerin als Streithelfer zugelassen worden. 

5 Die Antragsgegnerin hat ihre schriftliche Stellungnahme am 24. März 1986 einge­
reicht. In der Sitzung vom 16. April 1986 haben die Beteiligten mündlich verhan­
delt. 
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6 Es ist angebracht, kurz den Sachverhalt darzustellen, der zu dem dem vorliegen­
den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung zugrunde liegenden I echts-
streit geführt hat. 

7 Da die Kommission der Auffassung war, daß das dänische Stahlunternehmen Det 
Danske Stålvalseværk (DDS) alle in den Artikeln 14 D bzw. 14 C aufgezählten 
Voraussetzungen erfüllte, bewilligte sie ihm aufgrund des erstgenannten Artikels 
eine zusätzliche Erzeugungsquote von jeweils 25 000 Tonnen für das dritte und 
vierte Quartal 1985 sowie aufgrund des letztgenannten Artikels eine Quote in glei­
cher Höhe für das erste Quartal 1986. Wie sich aus den Akten ergibt, durften von 
diesen Zusatzquoten jeweils 18 698 Tonnen in den Gemeinsamen Markt geliefert 
werden, von denen 11 460 Tonnen auf die Kategorie II entfielen. In diese Katego­
rie fällt auch der überwiegende Teil der Produktion der Antragstellerin. 

8 Es ist ferner hervorzuheben, daß die Firma DDS, der diese Zusatzquoten gewährt 
wurden, das einzige dänische Stahlunternehmen ist und daß sie sich seit mehreren 
Jahren in einem Restrukturierungsprozeß befindet. Neben den Zusatzquoten nach 
Artikel 14 D bzw. 14 C wurden ihr während desselben Zeitraums aufgrund von 
Artikel 14 der Entscheidung Nr. 234/84 Zusatzquoten in Höhe von 15 000 Ton­
nen je Quartal gewährt, von denen etwas mehr als 10 000 Tonnen in die Kategorie 
II fielen. Der überwiegende Teil ihrer Produktion entfällt auf Bleche der Kategorie 
II und ist zur Ausfuhr bestimmt. Aus den in den Akten enthaltenen Zahlen, die in 
der mündlichen Verhandlung nicht bestritten wurden, ergibt sich nämlich, daß die 
Firma DDS bei einer Produktion von 306 922 Tonnen der Kategorie II im Jahre 
1984 248483 Tonnen ausgeführt hat, davon 132 483 Tonnen in andere Mitglied­
staaten der EGKS. Die Firma DDS ist das einzige Unternehmen, dem bisher Zu­
satzquoten nach Artikel 14 D bzw. 14 C gewährt wurden. 

9 Gemäß Artikel 39 EGKS-Vertrag haben die beim Gerichtshof erhobenen Klagen 
keine aufschiebende Wirkung. Der Gerichtshof kann jedoch, wenn es die Um­
stände nach seiner Ansicht erfordern, die Vollstreckung der angegriffenen Ent­
scheidung aussetzen und jede andere erforderliche einstweilige Anordnung treffen. 

10 Für den Erlaß einer einstweiligen Anordnung, wie sie hier begehrt wird, schreibt 
Artikel 83 § 2 der Verfahrensordnung vor, daß die Anträge auf vorläufigen 
Rechtsschutz die Umstände anführen müssen, aus denen sich die Dringlichkeit er­
gibt. Ferner ist die Notwendigkeit der beantragten Anordnung in tatsächlicher und 
rechtlicher Hinsicht glaubhaft zu machen. 
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11 Vor einer Prüfung der Argumente, aus denen sich nach Auffassung der Antragstel­
lerin ergibt, daß ihr Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz die Voraussetzungen für 
den Erlaß einer einstweiligen Anordnung erfüllt, erscheint es angebracht, kurz ein 
von der Antragsgegnerin aufgeworfenes Problem im Zusammenhang mit der Zu-
lässigkeit der Klage in der Hauptsache zu erörtern. 

12 Die Antragsgegnerin trägt vor, die am 22. November 1985 von der Antragstellerin 
eingereichte Nichtigkeitsklage beziehe sich nur auf die Entscheidung Nr. 2760/85 
und die Antragstellerin habe sich erst in ihrer Erwiderung in der Lage gesehen, 
ihre Klage im Interesse der Prozeßökonomie auf Artikel 14 C der Entscheidung 
Nr. 3485/85 zu erweitern, da diese Vorschrift mit Artikel 14 D beinahe identisch 
sei. Die Antragsgegnerin verweist darauf, daß sie sich dieser Auslegung nicht an­
schließen könne. Sie wendet sich insbesondere gegen das Argument, der neue Arti­
kel habe lediglich bestätigenden Charakter. Sie spricht sich daher gegen die Erwei­
terung der Klage auf die Entscheidung Nr. 3485/85 im gegenwärtigen Stadium 
des Verfahrens aus und vertritt die Auffassung, die Antragstellerin hätte eine neue 
Nichtigkeitsklage erheben müssen, wenn sie die Aussetzung des Vollzuges dieser 
Entscheidung und ihres Artikels 14 C beantragen wollte. 

13 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes (vgl. insbesondere die Rechtssa­
chen 75/72 R, Perinciolo/Rat, Slg. 1972, 1201, und 186/80 R, Suss/Kommission, 
Slg. 1980, 3501) ist die Frage der Zulässigkeit der Klage in der Hauptsache nicht 
im Rahmen eines Verfahrens des vorläufigen Rechtsschutzes zu erörtern. Sie ist 
der Prüfung der Klage in der Hauptsache vorzubehalten. Die von der Antrags­
gegnerin aufgeworfene Frage der Zulässigkeit wird daher im Rahmen des vorlie­
genden Antrags auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung nicht behandelt. 

1 4 Zum Nachweis des „fumus boni iuris", der die Notwendigkeit der beantragten 
Anordnung glaubhaft machen würde, führt die Antragstellerin mehrere Umstände 
an, aus denen sich eindeutig ergebe, daß die Sonderregelung, die auf die Firma 
DDS aufgrund von Artikel 14 D bzw. 14 C angewandt werde, in mehrfacher 
Hinsicht gegen das Gemeinschaftsrecht verstoße. 

15 Zunächst einmal stehe diese Regelung in völligem Widerspruch zur Rechtspre­
chung des Gerichtshofes im Zusammenhang mit Artikel 58 EGKS-Vertrag und 
insbesondere mit dem Grundsatz, den der Gerichtshof in seinem Urteil vom 
3. März 1982 in der Rechtssache 14/81 (Alpha Steel/Kommission, Slg. 1982, 749) 
aufgestellt habe. Dort habe er entschieden, daß die Quotenregelung grundsätzlich 
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nicht „die Stellung der einzelnen Unternehmen auf dem Markt... verändern" 
dürfe. Von diesem Grundsatz des Einfrierens der relativen Marktanteile dürfe nur 
anhand objektiver und einheitlich anwendbarer Kriterien abgewichen werden. Die­
ses Erfordernis habe die Kommission beim Erlaß der Artikel 14 D bzw. 14 C 
nicht beachtet. Das für eine Abweichung von diesem Grundsatz angewandte Krite­
rium, das einzige Stahlunternehmen in einem Mitgliedstaat zu sein, sei nämlich 
nicht objektiv, da die zu seiner Rechtfertigung angeführte Begründung, die Ver­
sorgung des nationalen Marktes müsse sichergestellt werden, für den größten Teil 
der aufgrund von Artikel 14 D bzw. 14 C gewährten Zusatzquoten nicht zutreffe, 
wenn man berücksichtige, daß das Unternehmen mehr als drei Viertel seiner Pro­
duktion von Blechen der Kategorie II exportiere. Das Kriterium werde auch nicht 
einheitlich angewandt, da die Firma DDS das einzige Unternehmen sei, dem diese 
Zusatzquoten bewilligt werden könnten. 

16 Im übrigen knüpften diese Artikel, wie die Erklärung des Rates vom 25. Juli 1985, 
durch die der Rat gemäß Artikel 58 EGKS-Vertrag seine Zustimmung zu der Ent­
scheidung Nr. 2760/85 gegeben habe, eindeutig beweise, an eine bestimmte Natio­
nalität des begünstigten — dänischen — Unternehmens an und verstießen damit 
gegen das Diskriminierungsverbot des Artikels 4 Buchstabe b EGKS-Vertrag. 
Diese Anknüpfung sei gleichzeitig ein Indiz dafür, daß die angegriffenen Entschei­
dungen in Wirklichkeit individuelle Entscheidungen seien, die in Form einer allge­
meinen Entscheidung ergangen seien. Ein solches Vorgehen verstoße gegen das 
Gemeinschaftsrecht. 

17 Daraus, daß die Kommission Artikel 16 der Entscheidung Nr. 234/84, der eine 
Sonderregelung für Griechenland und Irland vorsehe, nicht auf Dänemark ausge­
dehnt habe, ergebe sich, daß die außergewöhnlichen Schwierigkeiten, die die Ge­
währung einer nationalen Sonderbehandlung rechtfertigen könnten, im vorliegen­
den Fall nicht gegeben seien. 

18 Die Antragsgegnerin vertritt dagegen die Auffassung, der Erlaß der Artikel 14 D 
und 14 C verstoße in keiner Weise gegen die Grundsätze, die für die Quotenrege­
lung des Artikels 58 EGKS-Vertrag gälten. Zumindest sei er, soweit es darauf an­
komme, unter dem höheren Gesichtspunkt der Erhaltung von Arbeitsplätzen ge­
rechtfertigt, der seine allgemeine Grundlage in Artikel 3 Buchstabe e EGKS-Ver­
trag finde. 
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19 Die Antragsgegnerin stützt ihre Auffassung auf mehrere Erwägungen. Sie trägt 
zunächst vor, bei den Artikeln 14 D bzw. 14 C handele es sich um eine abstrakte 
und generelle Regelung, die ihre Adressaten nicht benenne. Diese würden vielmehr 
anhand objektiver Kriterien bestimmt. Die bloße Feststellung, daß bisher nur die 
Firma DDS in den Genuß dieser Regelung gekommen sei, reiche nicht aus, um zu 
zeigen, daß es sich um eine diskriminierende Regelung oder etwa um eine indivi­
duelle Entscheidung handele, die zwar im Mantel einer generellen Entscheidung 
ergangen, in Wirklichkeit aber an die Firma DDS gerichtet sei. Unternehmen, die 
wie Hoogovens oder Irish Steel ebenfalls die einzigen Stahlunternehmen in den 
Niederlanden bzw. in Irland seien, könnten in Zukunft ebenfalls in den Genuß von 
Zusatzquoten nach Artikel 14 C kommen, wenn sie die anderen Voraussetzungen 
dieses Artikels erfüllten. Die Artikel 14 D und 14 C seien im übrigen nur eine 
Weiterführung des Artikels 14, dessen Rechtmäßigkeit der Gerichtshof bereits in 
seinem Urteil vom 3. März 1982 in der Rechtssache 14/81 (Alpha Steel/Kommis­
sion, Slg. 1982, 749) bestätigt habe. 

20 Die Antragsgegnerin macht ferner geltend, ihr sei nicht ersichtlich, aus welchen 
Gründen das von ihr in den Artikeln 14 D und 14 C verwendete Kriterium, daß 
nämlich das Unternehmen das einzige Stahlunternehmen des betreffenden Landes 
sein müsse, und ihre Begründung hierfür, nämlich die Versorgung eines Mitglied­
staats mit Stahlerzeugnissen sicherzustellen, mit den Grundsätzen des EGKS-Ver-
trages unvereinbar sein sollten. Sie verweist hierzu auf das Urteil des Gerichtshofes 
vom 10. Juli 1984 in der Rechtssache 72/83 (Campus Oil, Slg. 1984, 2727), in dem 
der Gerichtshof im Zusammenhang mit Erdölerzeugnissen anerkannt habe, daß 
das Erfordernis, eine sichere Versorgung eines Mitgliedstaats zu gewährleisten, aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit eine Ausnahme von dem in Artikel 30 EWG-
Vertrag aufgestellten Grundsatz des freien Warenverkehrs rechtfertigen könne. 
Dies müsse in dem Fall, daß es in einem Mitgliedstaat nur einen Erzeuger gebe, 
analog auch für Stahlerzeugnisse gelten, da der betreffende Staat, was die Versor­
gung seines Marktes angehe, weitgehend von diesem Unternehmen abhängig sei 
und die Sicherstellung der Versorgung mit Stahlerzeugnissen für die Wirtschaft 
eines Landes von ebenso ausschlaggebender Bedeutung sei wie seine Versorgung 
mit Erdölerzeugnissen. 

21 Die Antragsgegnerin führt weiter aus, sie teile zwar vollständig die Auffassung des 
Gerichtshofes, was den von ihm in der Randnummer 32 der Entscheidungsgründe 
seines Urteils vom 19. September 1985 in den verbundenen Rechtssachen 63 und 
147/84 (Finsider/Kommission, Slg. 1985, 2857) aufgestellten Grundsatz angehe, 
wonach sie nicht befugt sei, „Anpassungen dieser Quoten allein entsprechend der 
Situation auf dem Inlandsmarkt des fraglichen Unternehmens vorzunehmen und 
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zu versuchen, diesem Unternehmen die Produktion der auf diesem Markt ver­
brauchten Erzeugnisse vorzubehalten", jedoch verstoße der Zweck der Artikel 
14 D und 14 C nicht gegen diesen Grundsatz. Ihr Zweck sei es nicht, der Firma 
DDS einen Vorteil zu gewähren, sondern eine Möglichkeit zur Gewährung von 
Zusatzquoten an ein Unternehmen, das andernfalls seine Tore schließen müßte, zu 
geben, sofern es alle übrigen in diesen Artikeln vorgesehenen Bedingungen erfülle. 
Dieser Zweck stehe in völliger Übereinstimmung mit den in Artikel 3 Buchstabe e 
EGKS-Vertrag genannten Zielen. 

22 Aus den vorgetragenen Argumenten ergibt sich, daß der von der Kommission ge­
nannte Hauptgrund zur Rechtfertigung der durch die Artikel 14 D und 14 C ein­
geführten Regelung der ist, daß Artikel 14 der Entscheidung Nr. 234/84, der ihr 
unter bestimmten engen Voraussetzungen die Gewährung von Zusatzquoten an 
ein Stahlunternehmen ermögliche, das sich in außergewöhnlichen, durch die An­
wendung der Quotenregelung verursachten Schwierigkeiten befinde, es nicht er­
laube, angemessen auf die Situation zu reagieren, daß ein Unternehmen nicht nur 
mit außergewöhnlichen Schwierigkeiten konfrontiert sei, sondern außerdem mit 
besonderen Verhältnissen, etwa, daß es der einzige Stahlerzeuger eines Mitglied­
staats sei, dessen Versorgung daher weitgehend von diesem Unternehmen abhän­
gig sei. In diesem Fall erweise es sich als notwendig, diesem Unternehmen eine 
zusätzliche Quote zu gewähren, um zu verhindern, daß es seine Tore schließen 
müsse. Die Artikel 14 D und 14 C verfolgten dasselbe Ziel. 

23 Wie die Antragstellerin zutreffend ausgeführt hat, erscheint die von der Antrags­
gegnerin für den Erlaß der Artikel 14 D und 14 C gegebene Begründung auf den 
ersten Blick als unzutreffend. Es ist nämlich nicht ganz ersichtlich, wie die An­
tragsgegnerin eine Ausnahme vom Grundsatz des Einfrierens der relativen Markt­
anteile lediglich unter Berufung darauf sollte rechtfertigen können, daß die Sicher­
stellung der Versorgung des Marktes eines Mitgliedstaats gewährleistet werden 
müsse, wenn dieser nur über ein einziges Stahlunternehmen verfüge, obwohl sich 
aus den dem Gerichtshof vorliegenden Angaben eindeutig ergibt, daß die Firma 
DDS drei Viertel ihrer Erzeugung in der Kategorie II exportiert und daß der 
Markt für Bleche dieser Kategorie durch eine zu große Produktionskapazität ge­
kennzeichnet ist, die es den Unternehmen der anderen Mitgliedstaaten ohne 
Schwierigkeit erlauben würde, Dänemark zu versorgen, wenn sich dies als notwen­
dig erweisen sollte. 

24 Zudem ist die Feststellung, daß den dänischen Ausfuhren in der Kategorie II Ein­
fuhren in beinahe gleicher Höhe gegenüberstehen und daß Dänemark in den an-
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deren Kategorien von Stahlerzeugnissen, die die Firma DDS nicht herstellt, keine 
Versorgungsprobleme hat, ein weiteres Indiz dafür, daß die Versorgung dieses 
Landes auf den ersten Blick nicht gefährdet erscheint, wenn die in Artikel 14 D 
und 14 C vorgesehene zusätzliche Quote von 25 000 Tonnen je Quartal seinem 
einzigen Stahlunternehmen nicht mehr gewährt würde. 

25 Dem Hinweis der Antragsgegnerin auf das Urteil des Gerichtshofes in der Rechts­
sache Campus Oil, a. a. O., kommt im übrigen für den vorliegenden Fall keine 
Bedeutung zu, da die Situation bei Stahlerzeugnissen und bei Erdölerzeugnissen in 
Anbetracht der extremen Unterschiede zwischen ihnen schwerlich vergleichbar ist. 
Der Markt für Stahlerzeugnisse ist ein Markt, auf dem es zu hohe Produktionska­
pazitäten gibt und auf dem der Gemeinschaft für den Fall einer Mangellage bei 
Stahlerzeugnissen Mittel wie die des Artikels 59 EGKS-Vertrag zur Verfügung 
stehen, die auf den Märkten für Erdölerzeugnisse nicht gegeben sind. 

26 Die vorstehenden Erwägungen führen zu dem Ergebnis, daß die Antragstellerin 
erhebliche Argumente vorgetragen hat, die im Hauptsacheverfahren einer einge­
henderen Prüfung unterzogen werden müssen. Die von der Antragstellerin ange­
führten Gesichtspunkte sind daher geeignet, die Notwendigkeit der von ihr bean­
tragten Anordnung glaubhaft zu machen. 

27 Auch wenn im vorliegenden Fall davon ausgegangen werden kann, daß die An­
tragstellerin die Notwendigkeit der beantragten einstweiligen Anordnung in tat­
sächlicher und rechtlicher Hinsicht glaubhaft gemacht hat, hat der Gerichtshof 
noch die Umstände zu prüfen, aus denen sich die Dringlichkeit ergibt. 

28 Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes ist die in Artikel 83 § 2 der 
Verfahrensordnung angesprochene Dringlichkeit eines Antrags auf vorläufigen 
Rechtsschutz im Hinblick auf die Notwendigkeit zu beurteilen, eine vorläufige 
Entscheidung zu treffen, um zu verhindern, daß der Partei, die die einstweilige 
Anordnung begehrt, ein schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden ent­
steht. 

2 9 Die Antragstellerin trägt hierzu vor, durch die Gewährung der streitigen Zusatz­
quoten an die Firma DDS entstehe ihr ein schwerer und nicht wiedergutzuma­
chender Schaden, der dadurch verschärft werde, daß ihre Erzeugung fast aus­
schließlich aus Quartoblechen der Kategorie II bestehe und daß sie den überwie-
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genden Teil ihrer Produktion, die in den Gemeinsamen Markt geliefert werden 
könne, auf dem deutschen Markt absetze, während die Firma DDS die Hälfte 
ihrer Produktion in diesen Markt ausführe. Die Firma DDS habe dank dieser zu­
sätzlichen Quoten ihre Produktions- und Liefermengen im Bereich der Kategorie 
II um zirka 25 °/o steigern und damit ihre Ausfuhren in die Bundesrepublik 
Deutschland entsprechend erhöhen können. Dies habe zu einer Marktanteilsver­
schiebung zugunsten der Firma DDS geführt. Der der Antragstellerin hierdurch 
entstandene Umsatzverlust belaufe sich auf 6 Millionen DM. 

30 Überdies habe der Absatz der zusätzlichen Mengen durch die Firma DDS, dem 
kein gleichzeitiger Anstieg der Nachfrage gegenübergestanden habe, die Preise der 
Erzeugnisse der Kategorie II von 830 DM auf 800 DM je Tonne abbröckeln las­
sen, während die Kommission geplant habe, sie auf 860 DM je Tonne zu erhöhen. 
Der ihr hierdurch entstandene Verlust belaufe sich auf 4 Millionen DM. Seit dem 
Inkrafttreten der streitigen Artikel sei ihr durch diese beiden Faktoren zusammen­
genommen ein Schaden von 10 Millionen DM entstanden. Dies sei die Hälfte ihres 
Bilanzgewinns von 1984, und dieser Schaden würde sich noch erhöhen, wenn der 
Firma DDS erneut Zusatzquoten gewährt würden. 

31 Die Antragsgegnerin hat in der mündlichen Verhandlung nicht bestritten, daß die 
Preise für Bleche der Kategorie II in dem Zeitraum, für den sie der Firma DDS 
zusätzliche Quoten nach Artikel 14 D bzw. 14 C bewilligt habe, leicht zurückge­
gangen seien. Sie hat jedoch darauf hingewiesen, daß es sich dabei um einen allge­
meinen Preisrückgang für alle Kategorien von Stahlerzeugnissen gehandelt habe, 
der nicht auf Erzeugnisse der Kategorie II beschränkt gewesen sei. 

32 Sie hat ferner unterstrichen, daß die der Firma DDS gewährten Zusatzquoten bei 
der Festsetzung des Kürzungssatzes, der auf die Vergleichsmengen der Stahlunter­
nehmen angewandt werde, berücksichtigt worden seien. Nach ihren Berechnungen 
habe die Auswirkung der der Firma DDS gewährten Zusatzquoten auf den Kür­
zungssatz nur einen Prozentpunkt ausgemacht. Bei Nichtgewährung dieser Quo­
ten wäre dieser Satz von 49 % auf 48 % zurückgegangen. Die Antragstellerin 
hätte also zusätzlich 1 350 Tonnen erhalten, wenn der Firma DDS diese Quoten 
nicht gewährt worden wären und der Kürzungssatz, wie dargelegt, um 1 % gesun­
ken wäre. 

33 Aufgrund der vorstehenden Tatsachen, und zwar insbesondere der im vorstehen­
den Absatz enthaltenen Angaben, ist festzustellen, daß die Antragstellerin zwar 
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nachgewiesen hat, daß ihr durch die Gewährung von zusätzlichen Quoten an die 
Firma DDS ein finanzieller Schaden entstanden ist, daß sie jedoch, wie die An­
tragsgegnerin zutreffend ausgeführt hat, nicht dartun konnte, daß ihr ein schwerer 
und nicht wiedergutzumachender Schaden entstanden sei. 

34 Sie hat nämlich nicht eindeutig nachweisen können, daß der Rückgang der Preise 
für Bleche der Kategorie II, der in dem Zeitraum eingetreten ist, für den der Firma 
DDS Zusatzquoten gewährt wurden, ausschließlich oder weitgehend auf diese zu­
sätzlichen Quoten zurückzuführen war oder daß diese Quoten zu einem erhebli­
chen Rückgang ihrer Marktanteile in der Gemeinschaft geführt hätten. 

35 Die Antragstellerin hat somit keinen entscheidenden Gesichtspunkt vorgetragen, 
aufgrund dessen sich feststellen ließe, daß sie dadurch einen schweren und nicht 
wiedergutzumachenden Schaden erleidet, daß die Kommission der Firma DDS 
aufgrund von Artikel 14 D und 14 C zusätzliche Quoten in Höhe von 25 000 
Tonnen je Quartal bewilligt. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER PRÄSIDENT 

im Verfahren der einstweiligen Anordnung 

beschlossen: 

1) Der Antrag wird zurückgewiesen. 

2) Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Luxemburg, den 22. April 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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